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Anfragebeantwortung 

Die Abg. R c 1'6 h und Genossen haben am 16.April d"J. an den Bundes­

minister für soziale Vcrrraltung die Anfrage gerichtet, aus 'welchen G·ründen 

der imSozialministerium gebildete Zontralausschuss für Jugel:ldarbeitslosig­

keit seit zwei Jahren nicht einberufen wurde und welche Gründe dafür.mass­

gebend waren, dass dieser Ausschuss nicht in die Lage versetzt i1urde, übel' 

die notwendigen Massnahmen auf diesem Gebiete zu beratene 

Bundesmillister für soziale Verwaltu..."'lg Mai seI hat nunmohr diese 

Anfrage 171'0 folgt 'beantuortet: 

Das. Bundesministerium für soziale Verwaltung hat im Jahre 1950 im Hin~ 
blick auf ... die in den nächsten Jahren immer mehr ansteigende Zahl der schul­

entlassenen Jugendlichen und der sich daraus ergebendem Sohwiorigkcdten der 

E1ngli :derung der JugendlicJ;l.On in den Wirtschaftsprozcss im grossen Rahme1"l 

Gine Enqu~te abgehalten, die das Problem der Jugendarbeitslosigkeit in das 

Blickfol~dor Öffentlichkeit gerückt hat. Als Ergebnis der EnquSte wurde 

beim Bundesmil"listorium für soz~ale Verwaltung ein Zentralaussohussins Leben 

gerufen, der das Problem der Jugendarbeitslosigkeit untersuohen und Mass­

nahlnen zur Behebung beratell sollte.. Woi tel.'s wurden in den Bundes ländern, 

da das Problem. der Jugendarbeitslosigkci t nicht üb erall in gleicher Weise 

111 Erscheinung tritt, U".:.nderausschüss.e errichtet, die "sioh unter Berüok­

siohtigung der besonderen Verl"lältnissc in ihrem Bereich mit diesem Problam 

·befassen. Der Zentralausschuss hat in der Folge mohrere Beratungen abge-

halton. in. dcnen...dic Vorschläge, die VOll don einzelnem Stellen vorgebracht 

'

ren, 
wfrdcn eingehend erörtert w1d }ßassnanmen zur Lösung des Probl~s beraten 

wurden; dasselbe gilt von den Länderausschüssen. Soweit durch Vcrualtungs­

massnahmcll eine Linderung der Berufsnot der Jugcndlichen ermöglicht werden 

kO!1lltc, hat das Bundesministerium für 'Soziale Verwaltung die (mtsprcchendel'l 

Massnahnon in die Wege gelcitot, uie z.B. die Gcwährung von Quartiergeld·· 

beihilfen für Lehrlinge, Intensivicrul1g der. Lehr- und Arbeitsstellen- .. 
o 

uerbung und der Bcrufsaufklärungsouie Förderung dcrberufsvorbcreiton~en 

Uassnahrncm, wie vor allCIl:l der Aktion "Jugend am WerktI. 
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Damit ~llerdings kann nicht das Auslangen gefunden uerden. sondern 
es erweisen sich im Hinb~iok darauf, dass im heurigen Jahr erstmalig die 
geburtsstarkan Jahrgänge die Schule verlassen werden, durchgreifende und 
umfassende Massnahmcn als notwendig; hiefür aber sind_üb::rwiegend gesetz­
liche Vorkehrungen erforderlioh, die von den verschiedenenZentralstellen 
in die Wege geleitet werden müssen. Der Ministerrat hat dahor über meinen 

Vorschlag ein Ministerkom1teo eing:Jsetzt und-damit lleo.uftragt, die not­
wendigen Massna~en zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit zu beraten 
un~ geeignete Vorschläge dem~nisterrat zu erstatten. Als erstes Ergebnis 
dieser Beratungen i7urde vom Bundesm1nisterium für soziale ,Verwaltung ein 

GesetzC'mt\1urf' über die Einstellul'lg ul'ld Beschäftigung von Jugendlichen 
ausgearbeitet, der mit Zustimmung des ldinistcratcs bereits dem National­
rat vorgelegt wurde. 

Im Hinbliok auf' die Einsetzung' eines Ml.l'listerkonuitücs t das sich mit 
d~n Massnahmen zur Bekämp~uug der Jugendarbeitslosigkeit zu befassen hat, 

, . 
erU.brigt sioh die Einberufung des eingangs erwähntoll ,Zentralaussohusses • 

....... -.-

\. 
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